HINWEISE ZUM REISEKOSTENRECHT    AB 01.01.2014
(gilt für Dienstreisen, die ab 01.01.2014 angetreten werden)
Erstattungen nach dem Hessischen Reisekostengesetz (HRKG) werden immer dann ausgelöst, wenn dienstlich veranlasste notwendige Reisekosten durch eine auswärtige Tätigkeit, Ausbildung, Fortbildung, etc. entstehen.

Also Kosten, welche den Bediensteten bei ihrer „normalen“ Tätigkeit nicht entstanden wären.

Der Anspruch von Dienstreisenden auf Erstattungen nach dem HRKG leitet sich aus § 105 des Hessischen Beamtengesetzes (HBG) ab.

Dienstreisende im Sinne von § 1 HRKG sind alle Beamten, Richter, Angestellte, Arbeiter und Auszubildende im Geltungsbereich des Hessischen Beamtengesetzes bzw. der Tarifbestimmungen für das Land Hessen, welche eine Dienstreise gem. § 2 Abs.1 HRKG ausführen.
Dienstreisen müssen von der zuständigen Behörde schriftlich angeordnet oder genehmigt werden.

Bei Dienstreisen außerhalb von Hessen und bei Auslandsreisen ist zwingend die Dienstreisegenehmigung dem Reisekostenantrag beizufügen.

Der Wohnort des Bediensteten ist jede Gemeinde, in welcher der Dienstreisende eine Wohnung innehat.

Dienstort ist die Gemeinde, an der sich die ständige Dienststelle des Dienstreisenden befindet oder an der er seinen zeitlich überwiegenden Dienst verrichtet.

Die Dienstreisen sind auf den dafür vorgesehenen Anträgen (siehe Intranetseite des Landesschulamtes) in chronologischer Reihenfolge zu erfassen.

Selbstverständlich muss nicht nach jeder Dienstreise ein Antrag ausgefüllt und abgegeben werden, sondern die Fahrten können über einen gewissen Zeitraum gesammelt werden.

Beachten Sie jedoch,

dass die Reisekostenvergütung gemäß § 4 Abs.5 HRKG innerhalb einer
Ausschlussfrist von sechs Monaten
schriftlich bei der Beschäftigungsbehörde zu beantragen ist!

Ansonsten ist der Anspruch verfallen!

Maßgebend für den Eingang des Antrags ist hierbei der Eingangsstempel der jeweiligen Institution, Studienseminar, Schule oder des Schulamts.

Originalbelege für Parkquittungen, Taxi, Hotel etc. sind beizufügen.
Gem. § 4 Abs. 5 HRKG kann die zuständige Stelle nunmehr bei der Einreichung von Reisekostenanträgen bis zum Ablauf von sechs Monaten nach Antragstellung die Vorlage der Kostenbelege verlangen.
Welche Arten der Erstattung gibt es?

Die Fahrtkostenerstattung nach § 5 HRKG.

Fahrtkosten für die Benutzung von öffentlichen Verkehrsmitteln werden nur bis zur Höhe der niedrigsten Beförderungsklasse (2.Klasse, RMV) erstattet.

Die nächst höhere Klasse kann nur erstattet werden, wenn die einfache Entfernung mehr als 200 km beträgt oder bei dem Dienstreisenden eine Behinderung von mindestens 50 % vorliegt.
Behinderten Dienstreisenden, welche aufgrund dieser Regelung die 1.Klasse benutzen dürfen und die Anspruch auf eine unentgeltliche Beförderung im Nahverkehr der 2.Klasse haben, kann nur der Mehrpreis für die Benutzung der 1.Klasse erstattet werden.

Fahrpreisermäßigungen (BahnCard, Hessenticket, Gruppenkarte etc.) sind zu berück-

sichtigen.

Keine Fahrtkosten werden erstattet, wenn eine unentgeltliche Beförderungsmöglichkeit (z.B. aufgrund der Dienststellung eines Reisenden oder Freifahrt von Schwerbehinderten in der 2.Klasse im Nahverkehr) vorliegt.

Wird die Dienstreise an der Wohnung angetreten, werden höchstens die Fahrtkosten erstattet, welche bei der Abreise oder Ankunft an der Dienststelle entstanden wären 
(Höchstbegrenzung!).

Die Wegstrecken- und Mitnahmeentschädigung nach § 6 HRKG.

Bei Vorlage von triftigen Gründen (Geschäftsort kann mit öffentlichen Verkehrsmitteln nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden, Zeitersparnis von mehr als 30 Minuten durch PKW Benutzung, wechselnde Einsatzorte, besondere Dringlichkeit, Mitnahme von Mitreisenden oder sperriger Gegenstände, schwere Körperbehinderung) wird eine Weg- streckenentschädigung für die Benutzung des eigenen Pkws gezahlt. 
Diese beträgt 0,35 € für jeden gefahrenen Kilometer (hin- und zurück).

Liegen keine triftigen Gründe vor, beträgt die Erstattung 0,21 € pro gefahrenen Kilometer.

Die Angabe, ob triftige Gründe vorgelegen haben oder nicht, muss unbedingt aus dem Antrag hervorgehen und vom Dienstvorgesetzten bestätigt sein.

Ist dies nicht erfolgt, wird die Abrechnung mit 0,21 € pro Kilometer vorgenommen.

Bei der Auswahlmöglichkeit zwischen mehreren Wegstrecken ist grundsätzlich die kürzeste verkehrsübliche Straßenverbindung zwischen Wohnort/Dienstort und dem Geschäftsort (VV Nr.4 zu § 6 HRKG) zugrunde zu legen.
Nur in Ausnahmefällen (Zeitersparnis, Straßensperrung, Bauarbeiten, Schnee- und Eisglätte, etc.) kann hiervon abgewichen werden.

Dies ist im Antrag besonders kenntlich zu machen!

Die Mitnahmeentschädigung (Namen und Dienstbezug der mitgenommenen Person angeben) beträgt 0,02 € je Kilometer.

Das Tagegeld nach § 7 HRKG.

Das Tagegeld beträgt z.Zt. für eine Abwesenheit :

von mehr als 
  8 Stunden (eintäg. Dienstreise)


=   12,00 €
von 

24 Stunden (mehrtäg. Dienstreise)  


=   24,00 €
an An- bzw. Abreisetagen  (mehrtäg. Dienstreise)


=   12,00 €.
Die Dauer der Abwesenheit richtet sich gemäß § 2 Abs. 2 HRKG nach der Abreise und Ankunft an der Wohnung; es sei denn, die Dienstreise wird an der Dienststelle angetreten und beendet.

Dann werden die Zeiten ab hier angesetzt.

Für Dienstreisen am Ort der Dienststätte oder am Wohnort wird ein Tagegeld in Höhe von 50 % des entsprechenden Tagegeldsatzes gewährt, wenn die oder der Bedienstete regelmäßig im Außendienst tätig ist und die Dauer der Abwesenheit mindestens 
8 Stunden beträgt.

Erhält der Dienstreisende seines Amtes wegen unentgeltlich Verpflegung, wird das Tagegeld gemäß § 10 HRKG gekürzt bei Einnahme von einem:

a) Frühstück um 20 %,

b) Mittagessen um 40 % und

c) Abendessen um 40 %

des jeweils vollen Tagegeldes.
Erhalten Dienstreisende ihres Amtes wegen unentgeltlich Verpflegung, so wird Tagegeld nicht gewährt (gem. § 15 Abs. 2 HRKG).

Das Übernachtungsgeld nach § 8 HRKG.

Für notwendige Übernachtungen erhalten Dienstreisende ein pauschales Übernachtungsgeld in Höhe von 20,00 € pro Nacht.

Höhere Übernachtungskosten werden erstattet, wenn sie unvermeidbar sind. Bis zu einem Betrag von 60,00 € wird die Unvermeidbarkeit durch die Vorlage der Originalrechnung nachgewiesen.

Darüber hinausgehende Übernachtungskosten sind im Einzelfall zu begründen.

Erhalten Dienstreisende ihres Amtes wegen unentgeltlich Unterkunft, so wird Übernachtungsgeld nicht gewährt (gem. § 15 Abs. 2 HRKG).

Die Nebenkosten nach § 11 HRKG.

Nebenkosten müssen in unmittelbarem Zusammenhang mit dem Dienstgeschäft stehen und werden gegen Nachweis erstattet.
Entsprechende Quittungen sind dem Reisekostenantrag im Original beizufügen.

Die Aufwandsentschädigung nach § 15 HRKG.

Dienstreisende, denen erfahrungsgemäß geringere Aufwendungen für Verpflegung oder Unterkunft entstehen (Beispiel: DR fährt zu seiner Stammbehörde oder Dienstaufsichtsbehörde und könnte dort die Kantine mitbenutzen) oder die häufige Dienstreisen an den gleichen Ort unternehmen (Beispiel: DR treffen sich 4 Mal im Monat am Ort des Studienseminars) erhalten anstelle der Reisekostenerstattung nach den § 7-10 HRKG eine Aufwandsentschädigung.
HINWEIS

Es sind stets die aktuellen Antragsformulare und Merkblätter im Bereich Reisekosten und Trennungsgeld zu verwenden, die auf der Intranetseite des Landesschulamtes 
https://verwaltung.intern.hessen.de/its/HKM-AFL/start/default.aspx  eingestellt sind.

Stand: 01.01.14

